
GASTSPIEL MARTIN D. WIND: Unser Grundgesetz ist
wichtiger als Partei-Hickhack
Wenn das Reden eines vormaligen Generalsekretärs der ehemaligen Volkspartei CDU nicht so gefährlich
wäre, so bedenklich an die Instrumentalisierung der Gesetze im Sinne parteipolitischen Missbrauchs aus
unseligen Zeiten der Geschichte erinnerten, könnte man ihn schlicht ignorieren. So wie meistens. Doch
dieses Mal hat Peter Tauber den Boden der demokratischen Auseinandersetzung mit politischen
Mitbewerbern verlassen. Er redet nicht mehr von „Gegner“ sondern er markiert Andersdenkende als
„Feind“. Vor allem jene, die sich bemühen, die von der Merkel-Union geräumten politischen Felder
erneut zu besetzen oder besetzt zu halten. In der überregionalen Tageszeitung „Die Welt“ durfte Tauber
sich austoben:

„… Im Artikel 18 unserer Verfassung ist festgeschrieben, dass derjenige entscheidende Grundrechte wie
das Recht auf Freiheit der Meinungsäußerung, die Pressefreiheit, die Lehrfreiheit, die
Versammlungsfreiheit, das Recht auf Eigentum oder auch das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis
verwirkt, der diese Grundrechte „zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
missbraucht“. …“, so teilt der vorgeblich für die Demokratie streitende Tauber uns Wählern mit.

Und Tauber teilt auch gleich mit, wen er da als Objekte der Anwendung des Artikels 18 im Visier hat.
Zwar ist die AfD Hauptziel seiner Anwürfe aber heute ist keine Infamie geschmacklos genug, um nicht im
selben  Aufwasch auch noch innerparteiliche Kritiker der derzeitigen inhaltlichen Ausrichtung der Partei
zu marginalisieren und beinahe zu kriminalisieren: Die WerteUnion, die sich bemüht dem massiven
Linksdrift und der „Vergrünung“ der von Merkel vollkommen ihrer christdemokratischen Fundamente
beraubten CDU entgegenzuwirken, wird in hämischem Ton in die Schmuddel-Ecke gestellt. So weit, so
schlecht. Hier gibt Tauber beredt Auskunft über sein radikalisiertes und intolerantes Denken. Schauen
wir, was Tauber in seiner politischen Eindimensionalität übersehen will. Es gibt seit Jahren genug
Anlässe, weitere massive Anfragen bezüglich der Verfassungstreue zu stellen:

Wie ist der Umgang vieler Politiker_*InnenX mit uns, den Bürgern, dem gemeinen „Social-Media-Volk“?
Da wird Kritik am Regierungshandeln zur „Hetze“. Der Gründer von facebook, Marc Zuckerberg, wurde
bereits 2015 von Angela Merkel unter Druck gesetzt, er solle dafür sorgen, dass das, was sie als „Hetze“
empfindet, von seinem Unternehmen ausgemerzt werden sollte. Er hat eilfertig zugesagt. Als er nach
Regierungsmeinung nicht befriedigend lieferte, hat Merkels damaliger Justizminister Heiko Maas, unter
Umgehung des Zensurverbotes des Grundgesetzes, ein mit Zensur wirkungsgleiches
„Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ (NetzDG) in Kraft setzen lassen. Die Folge: vielfache Unterdrückung der
freien Meinungsäußerung. Das Bundesverfassungsgericht weigert sich eine fristgerecht eingereichte
Klage gegen dieses Zensurgesetz zu verhandeln.

Stapfen wir weiter durch diesen schwärenden Morast aus grundgesetzwidrigem Agitieren: Denken Sie an
die Angriffe auf die grundgesetzlich geschützten Ehen und Familien, die frontalen Angriffe – auch aus
CDU und SPD – gegen grundgesetzlich garantierte Elternrechte. Lenken Sie Ihren Blick auf die
umbenannte SED, „Die Linke“, in deren Präambel ihres politischen Manifests noch heute öffentlich der
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ungebrochene Wille zum Zerstören der freiheitlich demokratischen Grundordnung und Umwandeln in ein
„anderes Wirtschafts- und Gesellschaftssystem: den demokratischen Sozialismus“ programmatisch
geschrieben steht. Erkennt Tauber nicht, dass ein Robert Habeck, „Spitzenpolitiker_InX“ von
Bündnis90/Die GRÜNEN mit politischen Agenda der grünen Agitation eine Breitseite auf die
individuellen Freiheitsrechte unserer Demokratie fährt?

Wenn man das Grundgesetz konsequent anlegt, besonders die Artikel, die es vor der Willkür der Politik,
der Regierungen und der Menschen schützen sollen, dann sind alle Parteien mehr oder weniger ein
„Prüffall“ und Beobachtungsobjekt des Verfassungsschutzes. Klingelt da bei Herrn Tauber nichts? Ist er
so weit mitlaufender Parteisoldat, dass keinerlei Erkenntnisdämmerung bei ihm mehr möglich ist, über
den piefigen Parteihorizont hinaus? Wachen Sie auf, Herr Tauber, sprengen Sie die Fesseln des
opportunistisch-merkelianischen Machterhalts und setzen Sie sich außerhalb Ihres goldenen Käfigs der
Parteidoktrin, für die schlichten und einfachen Werte des Grundgesetzes und die Rechte der Bürger und
des Volkes ein.


